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Protokoll: Gemeinderat der Landes-
hauptstadt Stuttgart 

Niederschrift Nr. 

TOP: 

129 

21 

 Verhandlung Drucksache: 288/2018 
      

GZ: AKR 0410-00 

Sitzungstermin: 28.06.2018 

Sitzungsart: öffentlich      

Vorsitz: OB Kuhn 

Berichterstattung: - 

Protokollführung: Frau Sabbagh / fr 

 

Betreff: 
 

 

Maßnahmenpaket zur Umsetzung der 4 Mio. Euro Son-
dermittel für Digitalisierung im Rahmen der Digitalisie-
rungsstrategie StradiS [Digital Move - Stutt-
gart.Gestaltet.Zukunft] 
 

Vorgang: Verwaltungsausschuss vom 27.06.2018, öffentlich, Nr. 233 
   
  Ergebnis: einmütige Zustimmung 
 
 
Beratungsunterlage ist die Vorlage des Referats Allgemeine Verwaltung, Kultur und 
Recht vom 29.05.2018, GRDrs 288/2018, mit folgendem 
 
Beschlussantrag:  
 
1. Dem Maßnahmenpaket zur Umsetzung der Sondermittel (€ 4 Mio. Plan) für die 

Digitalisierung wird zugestimmt. 
 
2. Die zusätzlichen Maßnahmen werden in die IuK-Maßnahmenpläne 2018 und 2019 

aufgenommen, der betriebliche und personelle Aufwand im Teilergebnishaushalt 
100 im Profitcenter 1007410 abgebildet. Das Gesamtbudget von 2 Mio. EUR je 
Haushaltsjahr ist einzuhalten. 

 
3. Für die Umsetzung der in Punkt 2 dargestellten Maßnahmen sind folgende zusätz-

liche Personalkapazitäten erforderlich: 
 
2,0 Stellen EG13 zum Aufbau eines stadtweiten Enterprise Content Management 
(ECM) Competence Centers  
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1,0 Stellen EG14 zum Aufbau eines stadtweiten IT-Security Competence Centers 
im Rahmen eines ISMS (Information Security Management System) 
 
1,0 Stellen EG12 zur Erweiterung des zentralen IT-Lizenz und Asset-
Managements 
 
Die Verwaltung wird ermächtigt, das Personal außerhalb des Stellenplans ab dem 
01.09.2018 befristet bis 31.12.2019 einzustellen. Bedingt durch die IT-
Stellenmarktsituation und aufgrund der Fluktuation bei den IT-Beschäftigten im 
Haupt- und Personalamt dürfen die Arbeitsverträge unbefristet abgeschlossen 
werden. 
 
Sofern im Rahmen der Haushaltsberatungen 2020/2021 weitere Mittel für innova-
tive Digitalisierungsmaßnahmen bereitgestellt werden, kann die Ermächtigung zur 
Beschäftigung von Personal entsprechend verlängert werden. 

 
 
OB Kuhn stellt fest: 
 
 Der Gemeinderat beschließt ohne Aussprache einstimmig wie beantragt. 
 
 
Zur Beurkundung 
 
 
 
 
Sabbagh / fr 
 
  



 

 

Verteiler: 
 
I. Referat AKR 
 zur Weiterbehandlung 
 Haupt- und Personalamt 
  
 
II. nachrichtlich an: 
 
 1. Herrn Oberbürgermeister 
 2. S/OB 
 3. Referat WFB 
  Stadtkämmerei (2) 
 4. GPR (2) 
 5. Stadtkämmerei (2) 
 6. Rechnungsprüfungsamt 
 7. L/OB-K 
 8. Hauptaktei 
 
III. 1. CDU-Fraktion  
 2. Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
 3. SPD-Fraktion 
 4. Fraktionsgemeinschaft SÖS-LINKE-PluS (2) 
 5. Fraktion Freie Wähler 
 6. Gruppierung FDP 
 7. Gruppierung BZS23 
 8. Die STAdTISTEN 
 9. AfD 
 10. LKR 
 
 


